
ist Wirklichkeit geworden: die Umwandlung der Zen­
tralen Richterschule in die Deutsche Hochschule der 
Justiz, die als Stätte der Lehre und Forschung auf dem 
Gebiete des Rechts dazu dienen soll, werktätige Men­
schen zu hochqualifizierten demokratischen Juristen 
wissenschaftlich auszubilden und zu erziehen.

Auch um die Entwicklung der Vereinigung Demokra­
tischer Juristen Deutschlands hat sich Max Fechner 
Verdienste erworben. Seit ihrer Gründung gehört er 
dem Vorstand an, und in dieser Eigenschaft hat er 
wesentlich dazu beigetragen, daß die Vereinigung zu 
einer gesamtdeutschen Repräsentation aller demokra­
tischen Juristen wurde, die in enger Zusammenarbeit 
mit der Internationalen Vereinigung Demokratischer 
Juristen ihren Beitrag im Kampf um die Erhaltung des 
Friedens in der ganzen Welt leistet.

In den langen Jahren reibungsloser Zusammenarbeit 
hat auch die „Neue Justiz“ von Max Fechner, den sie 
zu den Mitgliedern ihres Redaktionskollegiums zählen 
darf, zahllose fördernde Anregungen und kluge Rat­
schläge erhalten. Mit dem Dank hierfür verbindet die 
„Neue Justiz“ den Wunsch, daß ihr diese wertvolle Un­
terstützung noch auf lange hinaus erhalten bleiben 
möge.

Wir alle sind durch den Beschluß der II. Partei­
konferenz der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch­
lands, den Aufbau des Sozialismus in der Deutschen 
Demokratischen Republik in Angriff zu nehmen, vor 
neue und größere Aufgaben gestellt worden. Um sie zu 
lösen, brauchen wir die Hilfe von Männern, iür die, 
wie bei Max Fechner, dieser Beschluß die herrliche 
Krönung eines ganzen Lebens voller Arbeit für den 
Sozialismus bedeutet.

Deutsche Juristen in der Sowjetunion
Von Dt. Hilde B e n j a m i n , Vizepräsident des Obersten Gerichts

Im Juni hielt sich eine Delegation von Juristen aus 
der Deutschen Demokratischen Republik in der Sowjet­
union auf, um den Gerichtsaufbau und die Tätigkeit der 
Justizorgane in der Sowjetunion zu studieren; weiter 
war Gegenstand unseres Studiums die Ausbildung und 
Fortbildung der Mitarbeiter der Justiz und die Organi­
sation der wissenschaftlichen Arbeit auf dem Gebiet 
der Rechtswissenschaft.

Vorweg müssen wir der Regierung der UdSSR, ins­
besondere dem Minister der Justiz, G o r s c h e n i n ,  
dem Präsidenten des Obersten Gerichts der Sowjet­
union, W o 1 i n , und dem Generalstaatsanwalt der 
Sowjetunion, S a f o n o w , noch einmal unseren tiefsten 
Dank aussprechen für die großzügige Bereitschaft, mit 
der man uns Einblick in die Arbeit aller Organe der 
Justiz, vom Volksgericht bis zum Obersten Gericht der 
UdSSR, vom Rayonstaatsanwalt bis zum General­
staatsanwalt, von der Justizverwaltung im Gebiet bis 
zum Justizministerium der UdSSR, gab. Wir danken 
allen, die mit unermüdlicher Geduld unsere Fragen be­
antworteten — Fragen, die ihnen anfangs manchmal 
unverständlich scheinen mußten, weil sie unserem be­
schränkten Gesichtskreis entsprangen.

Wenn wir jetzt hier darüber berichten, dann soll die­
ser Bericht nicht die Fülle der Eindrücke und des Ge­
lernten wiedergeben, die die Reise uns vermittelte. 
Genau so wenig können das Referate tun, die die Mit­
glieder der Delegation im Rahmen der Breitenschulung 
halten. Es kann dadurch nicht das sorgfältige Studium 
des Gerichtsaufbaus der Sowjetunion ersetzt werden, 
das uns das Lehrbuch für Hochschulen über den „Ge­
richtsaufbau“1) von Professor D. S. K a r e w — dem wir 
als stets hilfsbereiten und äußerst sachkundigen Be­
rater unserer Delegation auch an dieser Stelle nochmals 
danken — oder, in kürzerer Fassung, seine in deutscher 
Sprache erschienene Schrift „Sowjetische Justiz“2) er­
möglicht.

Unser Bericht wird einige der Fragen hervorheben, die 
für unsere Blickrichtung, für unsere gegenwärtige Ent­
wicklung besondere Bedeutung haben. Unsere Reise lag 
im Monat Juni, also vor der II. Parteikonferenz der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. Wir waren 
uns zwar darüber klar, daß wir aus dem Gelernten 
wichtige Lehren für die Gestaltung unserer eigenen Ge­
richtsorganisation zu ziehen haben würden; wir über­
sahen aber noch nicht, daß unsere Erfahrungen nun­
mehr mithelfen werden, die ersten Schritte zum Auf­
bau einer sozialistischen Justiz in unserem Staat zu 
tun.

Ich möchte zunächst einige Prinzipien darstellen, die 
sich uns bei aller Vielfalt im einzelnen als allgemein 
gültig für alle Zweige der Justizarbeit gleichsam auf­
drängten, und dann aus jedem Gebiet e i n e  Frage 
herausgreifen, die durch das persönliche Kennenlernen 
besonders bedeutungsvoll für unser Verständnis im all­
gemeinen wurde.

1) Moskau 1951 (russ.).
2) Deutscher Zentralverlag, Berlin 1952.

I
Vorauszuschicken ist die Beobachtung der großen 

Schmiegsamkeit und Anpassungsfähigkeit aller Organe 
bei strikter Wahrung der Gesetzlichkeit. Für die Be­
ziehungen von Gericht, Justizverwaltung und Staats­
anwaltschaft untereinander ist eine klare Scheidung 
der Kompetenzen festzustellen. Das bedeutet aber nicht, 
daß die einzelnen Organe nichts miteinander zu tun 
haben, sondern man kann sagen, daß sie gerade 
w e g e n  der klaren Scheidung ihrer Zuständigkeit eng 
Zusammenarbeiten. Darüber hinaus halten es die Ge­
richte für ihre Aufgabe, gesellschaftliche Erscheinun­
gen, die bei der Rechtsprechung auffallen, unmittelbar 
den beteiligten Organen und Organisationen zu signali­
sieren.

Zwischen dem Rayonstaatsanwalt und dem Volks­
gericht finden regelmäßig gemeinsame Besprechungen 
statt. Das Oberste Gericht der Union und die Obersten 
Gerichte der Republiken unterstehen nicht den ent­
sprechenden Justizministerien, trotzdem besteht aber 
gerade zwischen ihnen eine enge Zusammenarbeit, die 
nicht nur darin zum Ausdruck kommt, daß sich die 
Richter der obersten Gerichte an den von den Justiz­
ministerien durchgeführten Revisionen der unteren 
Gerichte beteiligen. Einen unmittelbaren Eindruck die­
ses Verhältnisses scheinen mir meine stenografischen 
Notizen über die Aussprache mit dem Präsidenten des 
Obersten Gerichts der Union zu vermitteln, die ich des­
halb wörtlich wiedergeben möchte:

„Oberstes Gericht und Ministerium sind zwei 
Organe, die die Gesetzlichkeit in der Sowjetunion 
garantieren. Die Funktionen sind durch Gesetze 
abgegrenzt. Dem Justizministerium obliegt der 
administrative Aufbau der Arbeit: Wirtschaft,
Kader, Haushalt, allgemeine Instruktion. Das 
Oberste Gericht lenkt die Rechtsprechung und gibt
die Richtlinien_______  Das Justizministerium legt
seiner Einschätzung der Kader die Beurteilung der 
Tätigkeit der Gerichte durch das Oberste Gericht 
zugrunde. Aber es wird in engem Kontakt gearbei­
tet. Nur durch enge Zusammenarbeit ist die rich­
tige Leitung der unteren Gerichte möglich. Justiz­
ministerium und Oberstes Gericht „leihen“ vonein­
ander die nötigen Angaben. Vertreter des Obersten 
Gerichts nehmen an den Sitzungen des Kollegiums 
des Justizministeriums teil, der Justizminister am 
Plenum des Obersten Gerichts.“

Ein besonderer Ausdruck dieser klaren Scheidung 
der Kompetenzen ist die Tatsache, daß die Gerichte 
von allen Aufgaben der Verwaltung befreit sind. Das 
gilt einmal für die Aufgaben der Justizverwaltung, mit 
denen das Gericht sich nur so weit befaßt, wie es die 
unmittelbare Aufrechterhaltung seiner eigenen Tätig­
keit erfordert, während es im übrigen Aufgabe der 
Justizverwaltung ist, den Gerichten die materiellen 
Voraussetzungen für ihre Arbeit zur Verfügung zu 
stellen. Die Tätigkeit der Gerichte ist aber darüber hin­
aus auch von allen den in die Form gerichtlicher Tätig­
keit gekleideten Verwaltungsaufgaben befreit, wie sie
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